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Medieninformation 
 

Wohnen für Alle – Welche Reformen des Mietrechts sowie anderer 

Organisations- und Förderformate empfehlen sich? 

 
Abteilung Zivil- und Sozialrecht: Aus den Diskussionen am Donnerstag 

 

Erfurt, 17.09.2026 – Am Vormittag geht es um soziales Mietrecht, 

Beendigungsschutz und Preisschutz. Gunther Geiler vom Deutschen 

Mieterbund warnt vor Ausnutzungsverhalten privater Vermieter und 

plädiert für mehr Akteursvielfalt am Mietmarkt sowie eine stärkere 

Durchmischung der Stadtteile. 

 

Prof. Dr. Martin Häublein von der Universität Innsbruck begrüßt die 

vorgeschlagene Umsetzungskündigung und verweist auf das 

österreichische Recht, wo Mietverträge meist auf drei Jahre befristet 

seien und eine Kündigung nur bei Ersatzwohnraum möglich sei. Einen 

Wohnungstausch lehnt er wegen mangelnder Ertragsfähigkeit ab und 

wirbt für mehr kommunale und genossenschaftliche Wohnungen. 

 

Franziska Brachthäuser von der FU Berlin betont, der 

Kündigungsschutz schütze nicht den Vermieter, sondern das Recht des 

Mieters auf sein Zuhause; das qualifizierte Erfordernis bei der 

Interessenabwägung sieht sie kritisch. Rechtsanwalt Michael Selk 

fordert Schriftform für Mietaufhebungsverträge. Geiler ergänzt, 

Vermieter könnten Wohnungen verkommen lassen, um sich später 

unter Verweis auf Sanierungsbedarf zu lösen, und fordert eine 

Hinweispflicht auf Kündigungsrisiken bei Einliegerwohnungen. 

 

Beim Preisschutz kritisieren mehrere Redner die mangelnde 

Zielgenauigkeit der ortsüblichen Vergleichsmiete, andere verteidigen 
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sie als bewährten Mechanismus und lehnen eine gesetzliche 

Indexmiete ab. Rechtsanwalt Jens van Boekel-Omagap bringt es auf den 

Punkt: „Wer das lesen kann, kann auch die Miete erhöhen.“ 

 

Befürworter des Vergleichsmietensystems warnen vor der „Blackbox“ 

Wohnungsmarkt, für die der Mietspiegel eine der wenigen 

verlässlichen Informationsquellen sei. Lehmann-Richter hält dagegen 

ein kommunales Regulierungsinstrument für nötig, da die 

Mietpreisbremse wegen zu vieler Ausnahmen kaum noch wirke. 

 

Zum Härtefallwiderspruch bei einer Indexmiete wird auf praktische 

Hürden bei der Bedürftigkeitsprüfung verwiesen; eine 

Pauschalisierung der Betriebskosten findet Zuspruch. Eine 

Sozialvermietungspflicht wird unterstützt, aber nicht als vorrangiges 

Instrument gesehen; eine Mehrheit spricht sich für den Erhalt der 

Mietpreisbremse aus. Dr. Selma Gather, wissenschaftliche Mitarbeiterin 

am BVerfG, plädiert für deren Entfristung und den Wegfall der 

Ausnahmen; primäres Ziel sei die Dämpfung der Preisentwicklung. 

 

Die Diskussion am Nachmittag widmet sich sozialrechtlichen Fragen 

und der Versorgung mit Wohnraum. 

 

Claudia Theesfeld-Betten berichtet aus der Jobcenter-Praxis und 

fordert ein Abmahnerfordernis auch bei Kündigung wegen 

Zahlungsverzugs. Solveig Sternjakob unterstützt, die 

Angemessenheitsgrenzen für Unterkunft und Heizung (SGB II/XII) per 

Satzung festzulegen, um eine gerichtliche Kontrolle nach § 55a SGG zu 

ermöglichen. 
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Eine breite Mehrheit fordert, das Tatbestandsmerkmal der 

„Ausnutzung“ in § 5 WiStG zu ändern, um die Norm gegen überhöhte 

Mietpreise wirksamer anwenden zu können. 

 

Dr. Christine Fuchsloch, Präsidentin des Bundessozialgerichts, lobt den 

interdisziplinären Ansatz des Gutachtens, warnt aber vor erheblichem 

Umstrukturierungsaufwand für Behörden und Familienkassen. Harich 

fordert, unwirksame Mietforderungen nicht aus Sozialleistungen zu 

finanzieren, sondern bereits im Kostenverfahren zu berücksichtigen. 

 

Sebastian Bartels vom Berliner Mieterverein bezweifelt, dass 

Betroffene angesichts der Wohnungsknappheit ohne Weiteres in 

kleinere Wohnungen wechseln können, und hält eine 

Sozialvermietungspflicht erst ab 50 Wohnungen für sinnvoll. Sebastian 

Klöppel befürchtet, Vermieter könnten stattdessen eine Abgabe zahlen, 

und nennt als Alternativen die hessische Fehlbelegungsabgabe sowie 

die Kostenmiete. 

 

Zustimmung findet eine Definition „gemeinwohlorientierter“ Bestände; 

Dr. Rainer Tietzsche fordert sogar ein länderweites Recht darauf. 

Rechtsanwältin Dr. Ira Hörndler verweist auf das Münchner Modell 

„SoBoN“ mit Baupflicht auch bei staatlicher Förderung. 

 

Prof. Dr. Florian Rödl lehnt die vorgeschlagene Umsetzungskündigung 

als Eingriff in die Vertragsbeziehungen ab und fordert stattdessen 

einen unbefristeten, dinglich gesicherten staatlichen Zugriff auf 

Wohngebäude. 

 

Astrid Siegmund, VRiLG Berlin II, regt an, den Wohnungsbedarf 

angesichts des demografischen Wandels regelmäßig zu überprüfen, 

etwa durch Generationenhäuser. Prof. Dr. Steffen Sebastian verweist 
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abschließend auf den Sachverständigenrat, der eine Subjekt- der 

Objektförderung vorzieht. 


